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Interpellation Fraktion GB/JA! (Catherine Weber/Hasim Sancar, GB): Bot-
schaftsschutz: Polizeikompetenzen für die Armee – wie weiter ab 
1.1.2008? 

 

 

Ende 2007 läuft die Bewilligung des eidgenössischen Parlaments für die derzeit gültige Lö-

sung (WK-Truppen vor den Botschaften in Bern und Genf unter polizeilicher Leitung) aus. 

Aktuell ist eine Arbeitsgruppe von VBS und PolizeidirektorInnen daran, fünf Modelle für die 

Regelung der Botschaftsbewachung nach 2008 zu prüfen. 

Es ist zu befürchten, dass auch in Zukunft militärische Angehörige beim Botschaftsschutz 

eingesetzt werden sollen. Unter Umständen wird in Bern das so genannte „Zürcher Modell“ 

eingeführt: In Zürich werden für die Bewachung von Konsulaten und Botschaften Durchdiener 

eingesetzt, welche über mehr Kompetenzen als WK-Soldaten verfügen und beispielsweise 

Personen anhalten, kontrollieren, durchsuchen oder ihre Identität überprüfen dürfen. WK-

Soldaten – wie sie heute in Bern und Genf eingesetzt werden – müssen hingegen immer die 

entsprechend zuständigen zivilen Polizeikräfte beiziehen. 

Die Armee hat ein politisches Interesse an neuen Aufgaben – mit der langfristigen Übernahme 

von Aufgaben im Bereich der inneren Sicherheit versucht die Armee, verloren gegangene 

Legitimation zurückzugewinnen. Das VBS möchte zudem mit zusätzlichen Kompetenzen für 

Durchdiener und Militärpolizisten das Berufsbild der Botschaftsschützer interessanter gestal-

ten. 

Der permanente Einsatz von militärischen Personen – seien dies nun WK-Soldaten, Durch-

diener oder Militärpolizisten – ist verfassungsrechtlich höchst problematisch: Art. 58 Abs. 2 

der schweizerischen Bundesverfassung hält fest, dass die Armee die zivilen Behörden ledig-

lich „bei der Abwehr schwerwiegender Bedrohungen der inneren Sicherheit“ oder „bei der 

Bewältigung anderer ausserordentlicher Lagen“ unterstützen darf. Beim permanenten Bot-

schaftsschutz sind diese beiden Bedingungen aus unserer Sicht ganz klar nicht gegeben. 

Verschiedene renommierte Staatsrechtler zweifeln die Verfassungsmässigkeit des permanen-

ten Botschaftsschutzes durch die Armee ebenfalls an oder sind der Meinung, dass die aktuel-

len gesetzlichen Grundlagen dafür nicht ausreichen. Neben dem Verband Schweizerischer 

Polizeibeamter (VSPB) sprechen sich auch PolizeidirektorInnen klar gegen eine mögliche 

Ausweitung der Kompetenzen von militärischen Sicherheitskräften aus. Dadurch werde durch 

die Hintertüre eine Bundespolizeitruppe geschaffen (vgl. Sonntagszeitung vom 16. April 

2006), welche auf politischer Ebene in der Vergangenheit mehrmals vom Schweizer Stimm-

volk abgelehnt wurde. 

 

Wir fragen daher den Gemeinderat: 

 

1.    Ist der Gemeinderat nach wie vor der Meinung, dass es grundsätzlich keine Bundessi-

cherheitspolizei – weder eine militärische noch eine polizeiliche – braucht? Wenn Nein, was 

sind die Gründe für das Umdenken aus Sicht der Stadt Bern? 

2.    Teilt er die Forderung der abtretenden Regierungsrätin Dora Andres und anderen Kan-

tonsvertreterinnen, dass es nicht in Frage kommt, der Armee mehr Polizeikompetenzen abzu-

treten (insbesondere beim Botschaftsschutz)? Ist der Gemeinderat nicht auch der Meinung, 

dass ein permanenter Einsatz von Soldaten vor den Botschaften verfassungsrechtlich frag-

würdig ist? 
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3.    Hat er Kenntnis über den Auftrag und den Stand der Diskussionen in der Arbeitsgruppe 

von VBS und PolizeidirektorInnen? Welche Haltung vertritt er diesbezüglich? Ist er direkt oder 

über eine Vertretung des Kantons in dieser Arbeitsgruppe vertreten? 

4.    Was unternimmt der Gemeinderat konkret, um sicherzustellen, dass (nicht zuletzt im Hin-

blick auf die Diskussion rund um Police Bern) auf städtischem Gebiet die Armee beim Bot-

schaftsschutz nicht mehr polizeiliche Befugnisse bekommt? 

  

Bern, 11. Mai 2006 

  

Interpellation Fraktion GB/JA! (Catherine Weber/Hasim Sancar, GB), Natalie Imboden, Urs 

Frieden, Stefanie Arnold, Karin Gasser, Franziska Schnyder, Simon Röthlisberger, Myriam 

Duc, Carolina Aragón  

 

 

Antwort des Gemeinderats 

 

Der Gemeinderat hat Verständnis für die in der Interpellation aufgezeigten Befürchtungen. Er 

ist bestrebt, aktiv im Rahmen der laufenden Diskussionen für die Stadt Bern eine gute Lösung 

zu finden.  

 

Die Kompetenzen der Armeeangehörigen bei der Bewachung der diplomatischen Vertretun-

gen in der Stadt Bern sind seit Beginn klar geregelt. Demnach sind die Armeeangehörigen  

- sowohl Durchdiener wie auch WK-Soldaten - nicht befugt, Personenkontrollen, Identitäts-

überprüfungen und Personendurchsuchungen im öffentlichen Raum der Stadt Bern vorzu-

nehmen. Diese Aufgaben liegen klar in der Kompetenz der Polizei. 

 

 

Die in der Interpellation gestellten Fragen kann der Gemeinderat wie folgt beantworten: 

 

Zu Frage 1: 

Ja.  

 

Zu Frage 2: 

Ja. Der Gemeinderat erachtet einen permanenten Einsatz von Soldaten vor den Botschaften 

als verfassungsrechtlich fragwürdig. Der Gemeinderat vertritt klar die Auffassung, dass der 

Armee auf dem Boden der Gemeinde Bern nicht weitere Kompetenzen eingeräumt werden 

sollen. Insbesondere nicht im Bereich von Personenkontrollen, Personendurchsuchungen und 

Identitätsabklärungen im öffentlichen Raum. 

 

Zu Frage 3: 

Um verschiedene Fragen betreffend der Schnittstellen zwischen der Armee und der Polizei zu 

klären, wurde eine temporäre Diskussionsplattform zwischen der Konferenz der Kantonalen 

Justiz- und Polizeidirektorinnen und –direktoren (KKJPD) und dem Departement für Verteidi-

gung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) eingerichtet. Für die Thematik des Botschafts-

schutzes wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, welche Vorschläge zuhanden dieser Plattform 

ausarbeitet. Die Stadt Bern ist in dieser Arbeitsgruppe durch die Direktorin für Sicherheit, 

Umwelt und Energie vertreten. 

Die Haltung des Gemeindrats deckt sich mit derjenigen der zuständigen Direktion des Kan-

tons Bern, wonach der Polizei die personellen und materiellen Mittel für die vollumfängliche 

Erfüllung der Bewachungsaufgaben gegenüber den diplomatischen Vertretungen in der Stadt 
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Bern zugesprochen werden sollen, damit das Militär von dieser subsidiären Aufgabe entlastet 

werden kann.  

 

Zu Frage 4  

Der Gemeinderat, vertreten durch die Direktion für Sicherheit, Umwelt und Energie, vertritt die 

Interessen der Stadt innerhalb der Arbeitsgruppe und brachte Bundesrat Schmid und der Lei-

tung der Militärischen Sicherheit den Standpunkt der Stadt Bern näher. Die Einflussnahme 

des Gemeinderats der Stadt Bern auf die polizeilichen Tätigkeiten bleibt auch nach einer Fu-

sion mit der Kantonspolizei Bern erhalten und ist im kantonalen Polizeigesetz geregelt. 

 

 

Bern, 6. September 2006 

 

 

Der Gemeinderat 


